
S
venja wer?“ lautete die 
Reaktion vieler Beob-
achter im März vergan-
genen Jahres, als Sven-
ja Schulze Nachfolgerin 
von Barbara Hendricks 

im Umweltministerium wurde. 
Kaum jemandem war die heute 
50-Jährige aus Münster ein Be-
gri!. In Nordrhein-Westfalen war 
sie lange Forschungsministerin 
unter Hannelore Kraft, nach ih-
rer Abwahl wurde sie SPD-Gene-
ralsekretärin. Sollten sich CDU, 
CSU und SPD nicht völlig ver-
kracht haben, könnte Schulzes 
Bekanntheitsgrad rapide steigen. 
Denn mit den Beschlüssen des 
Klimakabinetts steht Schulze 
kurz vor ihrem umweltpoliti-
schen Meisterstück.

Aller Voraussicht nach wird 
die große Koalition ein weitrei-
chendes Klimapaket vorstellen. 
Damit will die Bundesregierung, 
nachdem sie im vergangenen Jahr 
noch aus Sorge vor der Wirtschaft 
alles ausbremste, was nach mehr 
Klimaschutz roch, wieder Kli-
ma-Musterschüler in Europa wer-
den. Ein Preis für CO2, Förderung 
von Elektromobilität und zahlrei-
che weitere Maßnahmen, die teil-
weise schon in einem rund 
130-seitigen Papier bekannt wur-
den, sollen die Einhaltung der Kli-
maziele 2030 garantieren und so 
den deutschen Beitrag zur Be-
grenzung der Erderwärmung lie-
fern. „Von einem Marshall-Plan 
für den Klimaschutz“, sprach 
CSU-Chef Markus Söder gar.

Dass dieser Kursschwenk mög-
lich wurde, hat viel mit der ge-
sellschaftlichen Relevanz zu tun, 
die das Thema erhalten hat, so-
wie mit einer Umweltministerin, 
die den Rückenwind klug für ihre 
Themen ausnutzen konnte. „Jetzt 
ist die Zeit zu Handeln“ ist ein 
Satz, den Schulze gerne wieder-
holt.

Dabei schlug ihr in der Haupt-
stadt anfangs vor allem Misstrau-

en entgegen. „Als langjähriges 
Mitglied der Bergbaugewerk-
schaft IG BCE muss Svenja Schul-
ze gerade bei der zentralen Auf-
gabe des Kohleausstiegs schnell 
ihre Unabhängigkeit beweisen“, 
forderte Greenpeace-Sprecher 
Tobias Münchmeyer.

Das gelang Schulze zunächst 
nur bedingt. „Ich komm aus ’nem 
Industrieland. Ich weiß, dass man 
Arbeit und Umwelt nicht gegen-
einander ausspielen darf“, sagte 
sie 24 Stunden nach ihrer Amts-
übernahme, was bei Grünen und 
Umweltschützern für Entsetzen 
sorgte. Schulze betonte während 
der ersten Wochen oft, „rote Um-
weltpolitik“ machen zu wollen, 
was so viel bedeutet wie Umwelt, 
Soziales und Industrie miteinan-
der versöhnen zu wollen. Je grö-
ßer das Thema Klimaschutz je-
doch wurde, desto stärker ergrün-
te Schulze im Laufe der Monate. 
Sie war eine der ersten, die er-
kannte, dass der Protest am Ham-
bacher Forst nicht aus der links-
extremen Ecke, sondern aus der 
Mitte der Gesellschaft kommt. Im 
Streit um die Rodung des Wald-
stücks im rheinischen Kohlere-
vier schlug sie sich gegen den 
Energiekonzern RWE und ihre ei-
gene Gewerkschaft auf die Seite 
der Demonstranten. Spätestens 
seit den Schülerstreiks und den 
Riesenzuwächsen der Grünen ist 
klar, dass sie damit den richtigen 
Riecher bewiesen hat.

Schulze nutzte den Aufwind 
für ihre Themen und stellte im 

Februar ein Klimaschutzgesetz 
vor – zum blanken Entsetzen der 
Union. Denn ihr Entwurf sah vor, 
dass alle Ressorts, die ihre Klima-
ziele verfehlen, drohende EU- 
Strafzahlungen aus eigenem Bud-
get bezahlen müssen. Da die be-
tro!enen Ministerien allesamt in 
Unionshand sind, galt Schulze 
fortan als rotes Tuch für Konser-
vative. Von Planwirtschaft und 
Umweltdiktatur war die Rede. 

Schulze ließ sich nicht beirren 
und reichte das Gesetz im Kanz-
leramt ein, woraufhin zur Kom-
promissfindung das sogenannte 
Klimakabinett ins Leben gerufen 
wurde. Ein Arbeitskreis aus allen 
Ministern, die mit CO2-Ausstoß 
zu tun haben.

Mit Zähigkeit zum Erfolg

Dabei war lange unklar, ob Schul-
ze überhaupt die eigene Partei im 
Rücken hat. Laut war das Schwei-
gen, bis ihr im Streit um das Kli-
maschutzgesetz irgendjemand 
zur Seite sprang. Im Interview 
mit dieser Zeitung sagte sie: „Ich 
sehe vor allem den Finanzminis-
ter an meiner Seite.“ Das hielt 
Olaf Scholz nicht davon ab, kurz 
nachdem Schulze eine CO2-Steu-
er gefordert hatte, das Vorhaben 
aus Angst vor der Bild-Zeitung öf-
fentlich zu beerdigen. Die Um-
weltministerin plane einen „Steu-
er-Hammer bei Benzin und Heiz-
öl“ schrieb das Blatt.

Auch die Union lief Sturm ge-
gen die Abgabe. Schulze jedoch 
bewies auch hier eine Zähigkeit, 
die ihr bereits aus Nord-
rhein-Westfalen nachgesagt wur-
de. Dort ist es ihr als Forschungs-
ministerin gelungen, gegen den 

Widerstand der Hochschulrekto-
ren die Macht der Universitäten 
zu begrenzen. Heute wird sie 
wohl einen Preis für CO2 verkün-
den können. Das es sich dabei 
nicht um eine Steuer, wie zu-
nächst gefordert, sondern einen 
CO2-Handel handelt, ist dabei 
längst zweitrangig.

Den Erfolgen zum Trotz wird 
Schulze in der Hauptstadt immer 
noch oft belächelt. Das hat weni-
ger mit fehlender Kompetenz zu 
tun, sondern vielmehr mit einem 
fragwürdigen Bild davon, wie Po-
litiker zu sein haben. Schulze ist 
für Berliner Verhältnisse schlicht-
weg zu nett. „Selbst grobe Unver-
schämtheiten wehrt sie mit einer 
Selbstbeherrschung ab, die allen-
falls Zen-Buddhisten aufbringen. 
Kontrollverluste der SPD-Politi-
kerin sind nicht überliefert“, 
schrieb die Westdeutsche Allge-
meine Zeitung mal über sie.

Bei ihren Angestellten kommt 
das an: Ministeriumsmitarbeiter 
schwärmen von ihr als der ange-
nehmsten Chefin seit Norbert 
Röttgen. Zur Weiberfastnacht 
streifte sie mit Wolfskostüm und 
einem Schild durchs BMU. Dar-
auf stand: „Bitte nicht erschie-
ßen.“

EU 

Kövesi wird 

Chefermittlerin
Brüssel. Die ehemalige rumäni-
sche Korruptionsermittlerin Lau-
ra Codruta Kövesi soll Chefin der 
künftigen Europäischen Staatsan-
waltschaft werden. Bei einem 
Tre!en der EU-Botschafter unter-
stützten in einer Probeabstim-
mung 17 der 22 an der Behörde 
beteiligten Staaten die 46-Jähri-
ge. Damit sei die Ernennung „po-
litisch gelaufen“, sagte ein EU-Di-
plomat. Kövesi werden von der 
rumänischen Justiz „Korruption, 
Amtsmissbrauch und Falschaus-
sage“ vorgeworfen. afp

Die Atomgespräche mit den USA stocken. Unterdessen hat auch in Nordkorea 
die neue Zeit begonnen. Diese revolutionär bekleideten Studenten posieren auf 
dem Mount Paektu – selbstverständlich mit Smartphone. Foto: Ed Jones/afp

Sozialismus mit Smartphone

Hintergrund

Bei allen Unstimmigkeiten ist die
Große Koalition inzwischen in ei-
nem einig: Kohlendioxid soll ei-
nen Preis bekommen. Von einem
nationalen Emissionshandel für
CO2 ist die Rede. Aber wie funk-
tioniert so etwas?

Innerhalb der EU müssen die
Energiewirtschaft und Teile der 
Industrie schon jetzt für den Aus-
stoß von CO2 Verschmutzungs-
zertifikate ersteigern. Die Zahl 
der Zertifikate und damit des 
CO2-Volumens ist EU-weit be-
grenzt. Die Anzahl von Zertifika-
ten, die auf dem Markt ausgege-
ben wird, wird nach und nach ver-
ringert. Weil das Angebot sinkt, 
steigt der Preis: Unternehmen ha-
ben den Anreiz, ihre Emissionen 
zu reduzieren.

Es gibt zwei große Auktions-
plattformen, eine in Leipzig, eine
in London. Der Preis pro Zertifi-
kat und pro Tonne liegt zur Zeit 
um 25 Euro. Für bestimmte beson-
ders energieintensive Unterneh-
men gibt es eine kostenlose Zu-
teilung, um sie wettbewerbsfähig 
zu halten. Momentan umfasst der 
Emissionshandel 31 Länder, die 28
EU-Staaten plus Island, Liechten-
stein und Norwegen. 11 000 An-
lagen, etwa Kraftwerke und Fabri-
ken, sind dabei, außerdem die
Flüge zwischen den 31 Staaten.
Der Vorteil: Weil nur so viel CO2 
ausgestoßen werden darf, wie 
Zertifikate ausgegeben werden,
hat man den Ausstoß unter Kon-
trolle. Etwa 45 Prozent der Treib-
hausgasemissionen in der EU 
werden durch ihn abgedeckt.

Am Ende zahlt der Verbraucher

Weil das nicht ausreicht, um die 
Klimaziele zu erreichen, soll die-
ser Emissionshandel auf die Be-
reiche Gebäude und Verkehr aus-
geweitet werden. Die Union for-
dert als Zwischenlösung einen na-
tionalen Emissionshandel, der im 
besten Fall in einigen Jahren in
ganz Europa gilt. „Nicht Hausbe-
sitzer, Autofahrer oder Tankstel-
lenbetreiber müssen dabei mit
Zertifikaten handeln, sondern die 
Inverkehrbringer fossiler Brenn-
sto!e, also zum Beispiel Mineral-
ölkonzerne“, heißt es in einem
CDU-Papier. Damit würde der
Treibhausgasausstoß beim Hei-
zen und Autofahren schrittweise 
gedeckelt. Die Preisaufschläge
werden höchstwahrscheinlich an 
die Verbraucher weitergegeben. 
Damit die Preise jedoch nicht zu 
sehr schwanken, soll es sowohl ei-
nen Höchst- als auch einen Min-
destpreis für die Zertifikate ge-
ben. Igor Steinle

Wie funktioniert 
der CO

2
-Handel

Schulze 
nutzt den 
Rückenwind
Klima Kaum jemand kannte die 

Umweltministerin, als sie ins Amt kam. Viele 

befürchteten gar Schlimmes. Beschließt die 

große Koalition ein Klimapaket, wäre das 

Schulzes Meisterstück. Von Igor Steinle

Das Braunkohlekra!werk von 
Boxberg (Sachsen).

Prozent der positiven Asylentschei-
dungen sind korrekt. Das hat eine 
Kontrolle durch das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (Bamf) er-
geben. Die Behörde hatte 62 000 Be-
scheide überprüft, in denen Migranten 
ein Schutzstatus zuerkannt worden 
war. Lediglich in 0,5 Prozent der Fälle 
veranlasste das Amt eine Rücknahme 
des Bescheides.
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Iran 

USA suchen 

weitere Partner
Washington. Die USA und Sau-
di-Arabien wollen nach den An-
gri!en auf Ölanlagen Partner ins
Boot holen, um über mögliche Re-
aktionen gegen den Iran zu bera-
ten. Die internationale Gemein-
schaft müsse zusammenkommen, 
um der „anhaltenden Bedrohung
durch das iranische Regime“ zu 
begegnen, sagte Außenminister
Mike Pompeo. Die Regierung in
Teheran wies die Vorwürfe zu-
rück und drohte für den Fall ei-
nes Militärschlages mit einem 
„umfassenden Krieg“. dpa

Zur Person

Svenja Schulze kommt 
eigentlich aus der For-
schungspolitik. Von 2010 
bis 2017 war sie Wissen-
schaftsministerin in 
NRW. Auch im aktuellen 
Koalitionsvertrag hat sie 
den Forschungsteil mit 
ausgehandelt. Umwelt-
erfahrung konnte sie 
2005 bis 2010 als um-
welpolitische Sprecherin 
im Landtag sammeln. 
Vor der Politik arbeitete 
die 50-jährige Vegetarie-
rin als Unternehmens-
beraterin. igs

Svenja Schulze beim Besuch eines Recycling- 
Unternehmens. Foto: Ina Fassbender/dpa

Svenja Schulze 
bei der Erö"-
nung der So-
lar-Teststrecke 
in Er!stadt.
 Foto: Imago/

 Jörg Schüler

Brexit 

EU stellt Briten 

Ultimatum
Helsinki. Die finnische EU-Rats-
präsidentschaft hat Großbritan-
nien im Ringen um den EU-Aus-
tritt eine Frist gesetzt. Die Regie-
rung des Premierministers Boris 
Johnson müsse bei der EU bis 
Ende September einen „schriftli-
chen Vorschlag“ einreichen. Da-
mit könne sie einen Brexit ohne 
Abkommen verhindern. Ein Spre-
cher Johnsons lehnte die „künst-
liche Frist“ ab. Die ursprüngliche 
Frist für den Brexit, der 29. März 
2019, wurde inzwischen auf den 
31. Oktober verschoben. afp

Unverschämtes 
wehrt sie mit der 

Beherrschung ab, die 
Zen-Buddhisten 
aufbringen.
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